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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 SB 622/96
Datum 06.12.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 SB 117/99
Datum 20.02.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Landshut vom 06.12.1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten war zuletzt noch streitig, ob bei der KlÃ¤gerin wegen einer
Leidensverschlimmerung nach dem Schwerbehindertengesetz (SchwbG) das
Merkzeichen aG zuzuerkennen ist.

Bei der am â�¦1934 geborenen KlÃ¤gerin wurden zuletzt mit
AusfÃ¼hrungsbescheid vom 29.05.1992 ein GdB von 70 sowie das Merkzeichen G
festgestellt und zwar aufgrund folgender Behinderungen: 1. UmbauverÃ¤nderungen
der Kniegelenke, rechts nach Schienbeinkopfbruch. Coxarthrose beidseits,
BeinverkÃ¼rzung links, FuÃ�heberschwÃ¤che links. BewegungsfunktionsstÃ¶rung
des linken Beines (spastische Monoparese). 2. UmbauverÃ¤nderungen der
WirbelsÃ¤ule, Knochenabsprengung am 4. Halswirbel. Knochenentkalkung. 3.
Chronische MagenschleimhautentzÃ¼ndung. 4. Psychovegetatives Syndrom mit
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Somatisierungstendenz. 5. Bluthochdruck. 6. Zustand nach Herzinfarkt. Die
Behinderung Nr.1 wurde mit Einzel-GdB 40, die Behinderungen Nr.2 und 6 mit
Einzel-GdB 30, die Behinderungen Nr.3 und 4 mit Einzel-GdB 20 und Behinderung
Nr.5 mit Einzel-GdB 10 bewertet.

Am 07.02.1996 stellte die KlÃ¤gerin Antrag auf ErhÃ¶hung des GdB wegen einer
neu aufgetretenen Zuckerkrankheit. Der Beklagte zog einen Befundbericht des
praktischen Arztes Dr.Sch â�¦ bei, der auf beigefÃ¼gte Arztbriefe des Klinikums P
â�¦ vom 10.02.1994, der internistischen Gemeinschaftspraxis V â�¦ vom 12.09.1995
und des OrthopÃ¤den Dr.L â�¦ vom 14.10.1995 verwies. Aufgrund
versorgungsÃ¤rztlicher Stellungnahme von Dr.G â�¦, wonach ein tablettenpflichtiger
Diabetes nicht bestÃ¤tigt worden sei, erging am 15.03.1996 ein
Ablehnungsbescheid nach Â§ 48 Sozialgesetzbuch, 10. Buch (SGB X). Hiergegen
erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und rÃ¼gte, dass sie nicht untersucht worden sei.
Mit Schreiben vom 09.04.1996 Ã¼bersandte Dr.Sch â�¦ unter Hinweis auf eine
DreigefÃ¤Ã�erkrankung des Herzens mit angina pectoris nochmals seine gesamten
Unterlagen, insbesondere auch einen Arztbrief des Nervenarztes Dr.E â�¦ vom
28.04.1995, der einen Verdacht auf Konversionssymptomatik Ã¤uÃ�erte â�� seit
die KlÃ¤gerin 1984 verwitwet sei â�� in Form von GefÃ¼hlsstÃ¶rungen im Bereich
der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte, ferner einen Arztbrief der Neurologischen Klinik
Mainkofen vom 06.02.1996, die ein lumbales Schmerzsyndrom unklarer Ã�thiologie
diagnostizierte, einen Bericht des Klinikums P â�¦ vom 19.03.1996 mit der
Diagnose: Lumbalgie, initiale Coxarthrose bei Coxa vara links. Daraufhin wurde die
KlÃ¤gerin am 26.06.1996 vom Vertragsarzt Weigert versorgungsÃ¤rztlich
untersucht. Dieser schlug vor, den Einzel-GdB fÃ¼r das Herzleiden auf 50 und den
Gesamt-GdB auf 80 zu erhÃ¶hen. Dementsprechend erging am 29.06.1996 ein
Abhilfebescheid, in dem ein Gesamt-GdB von 80 und weiterhin das Merkzeichen G
zuerkannt wurden; Behinderungen Nr.5 und 6 wurden zur neuen Behinderung Nr.1
zusammengefasst und durch "Herzleistungsminderung" ergÃ¤nzt. Entsprechend der
Rechtsbehelfsbelehrung erhob die KlÃ¤gerin nochmals Widerspruch gegen den
Abhilfebescheid und erklÃ¤rte, sie benÃ¶tige "das Merkzeichen, aufgrund dessen
sie auf einem Behindertenparkplatz parken" kÃ¶nne. Im Widerspruchsbescheid vom
19.08.1996 wurde ausgefÃ¼hrt, dass bei der KlÃ¤gerin die Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen aG nicht vorlÃ¤gen.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin zum Sozialgericht Landshut Klage erhoben. Nach dem
Gutachten des Klinikums P â�¦ seien die Voraussetzungen fÃ¼r Merkzeichen aG
erfÃ¼llt; auch ihr Hausarzt Dr.Sch â�¦ habe kein VerstÃ¤ndnis fÃ¼r die Ablehnung.
Das Sozialgericht hat daraufhin Berichte der Klinik HÃ¶henried der LVA Oberbayern
Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt im Juni und Juli 1993, Unterlagen des
StÃ¤dtischen Krankenhauses MÃ¼nchen-Harlaching Ã¼ber eine
Herzkatheteruntersuchung vom Juni 1991 sowie einen Bericht des Internisten Dr.H
â�¦ vom 02.11.1993 vom Kreiskrankenhaus O â�¦, der Herz- und GefÃ¤Ã�klinik Bad
N â�¦ vom Juli 1992, des â�¦ Krankenhauses St â�¦ vom Dezember 1992, ein
Gutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin und Sozialmedizin Dr.M â�¦ vom
02.11.1996 fÃ¼r die 4. Kammer des Sozialgerichts Landshut in einem Rechtsstreit
der KlÃ¤gerin mit der Pflegekasse sowie eine Akte der LVA Niederbayern/Oberpfalz
und eine Akte der Edel- und Unedelmetallberufsgenossenschaft und schlieÃ�lich
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Unterlagen von Dr.Sch â�¦ und Dr.L â�¦ beigezogen. Die vom Sozialgericht
beabsichtigte Untersuchung und Begutachtung der KlÃ¤gerin durch Dr.No â�¦ wurde
zunÃ¤chst von der KlÃ¤gerin am 25.04.1997 mit dem Hinweis abgelehnt, sie sei
nicht in der Lage, einer Ã¤rztlichen Untersuchung in Landshut Folge zu leisten, da
sie bereits drei Herzinfarkte erlitten habe und dieses Jahr bereits zweimal in P â�¦
zur Ballondilatation gewesen sei. Das Gericht hat daraufhin entsprechende
Unterlagen des Klinikums P â�¦ vom 03.03.1997, ferner einen Leistungsnachweis
des Ambulanten HÃ¤uslichen Krankenpflegedienstes, A â�¦ K â�¦, vom Januar 1997
eingeholt. AnschlieÃ�end hat der Leitende Medizinaldirektor a.D. Dr.No â�¦ die
KlÃ¤gerin im Rahmen eines Hausbesuchs am 28.05.1997 untersucht und am
02.06.1997 sein Gutachten abgeschlossen. Danach seien die Behinderungen im
Bescheid vom 29.07.1996 zutreffend festgestellt, das Gleiche gelte fÃ¼r die HÃ¶he
des GdB; die Voraussetzungen fÃ¼r Merkzeichen aG seien nicht gegeben. Eine
Verschlechterung der koronaren Herzerkrankung sei nicht eingetreten. Die
behauptete EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens wegen Atemnot nach nur zwei
Minuten Gehen im ebenen GelÃ¤nde sei weder kardial noch pulmonal bedingt, sie
sei aus der vorliegenden seelischen Fehlhaltung zu erklÃ¤ren. Bei kÃ¶rperlichen
Belastungen oder Stress kÃ¶nnten zwar wegen der koronaren
1-GefÃ¤Ã�erkrankung und des Hinterwandinfarktes 1991 gewisse Stenokardien
auftreten; der funktionale Krankheitswert sei aber nicht gravierend. Dasselbe gelte
fÃ¼r die EinschrÃ¤nkungen des Bewegungsapparats. Es liege keine eindeutige
BewegungseinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenke vor. Die FuÃ�heberschwÃ¤che links
sei allenfalls psychogen; eine Verschlimmerung im Bereich der WirbelsÃ¤ule sei
ebenso wenig feststellbar wie eine Arthrose im Bereich der Kniegelenke. Auf Antrag
der KlÃ¤gerin ist zunÃ¤chst der OrthopÃ¤de Dr.K â�¦ zum SachverstÃ¤ndigen
ernannt worden. Dieser hat jedoch den Auftrag wegen ArbeitsÃ¼berlastung
abgelehnt. Daraufhin ist der Kardiologe Dr.F â�¦, Oberarzt im Klinikum P â�¦, zum
SachverstÃ¤ndigen bestellt worden. Er ist in seinem am 03.08.1999 Ã¼bersandten
Gutachten zu folgendem Ergebnis gelangt: Obwohl die koronare
GefÃ¤Ã�erkrankung zugenommen habe und auch ein Diabetes mellitus, der
medikamentÃ¶s behandelt werde, dazu gekommen sei, sei ein GdB von 70 bis 80
zutreffend; ebenfalls sei weiterhin das Merkzeichen G, nicht aber das Merkzeichen
aG gerechtfertigt. Ein Einzel-GdB von 40 sei fÃ¼r den Bluthochdruck und den
Zustand nach Bypassoperation ausreichend. Eine Zunahme der orthopÃ¤dischen
GesundheitsstÃ¶rungen habe nicht stattgefunden. Die Diagnosen
"FuÃ�heberschwÃ¤che links" sowie "spastische Monoparese" seien fragwÃ¼rdig.
Dem Gutachten hat ein radiologisches Zusatzgutachten von Prof.Dr.R â�¦ zugrunde
gelegen. Daraufhin hat die 9. Kammer des Sozialgerichts Landshut am 06.12.1999
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid die Klage abgewiesen, da
der Gesamt-GdB mit 80 nicht zu niedrig eingeschÃ¤tzt worden sei und das
Merkzeichen aG weder von Seiten des Herzens noch wegen sonstiger
Behinderungen zustehe.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Berufung zum Bayer. Landessozialgericht eingelegt
und verlangt, dass ihr Fall in einer ordentlichen Verhandlung entschieden werde. Es
sei nicht berÃ¼cksichtigt worden, dass sie zum zweiten Mal am Herzen operiert
worden sei, ferner, dass 1999 zwei BandscheibenvorfÃ¤lle festgestellt worden
seien. Wegen der Zuckerkrankheit mÃ¼sse sie tÃ¤glich spritzen, auch dies sei zu
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wenig beachtet worden. Sie mÃ¼sse mit ihrem Auto zur Apotheke in die Stadt
fahren und sei auf ihr Auto angewiesen. Der Senat hat Ermittlungen hinsichtlich der
Diabetes-Erkrankung und der geltend gemachten BandscheibenvorfÃ¤lle der
KlÃ¤gerin durchgefÃ¼hrt und Befundberichte von dem OrthopÃ¤den Dr.W â�¦ und
dem praktischen Arzt Dr.Ra â�¦ beigezogen. Die von beiden Ã�rzten beigefÃ¼gten
Unterlagen haben auf internistischem Gebiet ergeben, dass bei der KlÃ¤gerin nach
einem Vorderwandinfarkt 1991, einem Hinterwandinfarkt 1993 im selben Jahr eine
koronare Bypassoperation und am 15.06.1998 eine zweifache Bypassreoperation
durchgefÃ¼hrt worden ist; von 24.02. bis 07.04.1999 ist der seit 1993 bekannte
Diabetes der KlÃ¤gerin mehrfach eingestellt worden, zunÃ¤chst nur mit Tabletten,
dann (auch) auf Insulin. Auf orthopÃ¤dischem Gebiet ist ein Arztbrief der
OrthopÃ¤dischen Fachklinik Sch â�¦ vom 10.09.1999 Ã¼bermittelt worden, wonach
die KlÃ¤gerin im August/September 1999 eine Peroneus-Orthese fÃ¼r den linken
Unterschenkel zur Verbesserung ihres Gangbilds erhalten hat. Diese Fachklinik hat
auch durch MRT der LendenwirbelsÃ¤ule am 26.07.1999 in den Segmenten L 2/3
und 4/5 BandscheibenvorfÃ¤lle festgestellt. Am 18.05.1999 ist die KlÃ¤gerin von
Dr.MÃ¼ â�¦ am linken Handgelenk operiert worden. Nach versorgungsÃ¤rztlicher
Stellungnahme durch den Chirurgen Dr.H â�¦ vom 31.05.2000 sei nach den
vorliegenden Befundberichten eine Verschlechterung des WirbelsÃ¤ulenleidens
nicht ausreichend belegt. Die versorgungsÃ¤rztliche internistische Stellungnahme
von Dr.S â�¦ hat ergeben, dass die Zuckerkrankheit der KlÃ¤gerin bis Februar 1999
mit GdB 20, danach mit GdB 30 bewertet werden kÃ¶nne; das Herzleiden der
KlÃ¤gerin sei bis Februar 1999 mit Einzel-GdB 50, danach aufgrund des
Gerichtsgutachtens von Dr.F â�¦ nur noch mit 40 einzuschÃ¤tzen. Auch der
Nervenarzt Dr.Kl â�¦ hat fÃ¼r den Beklagten die Auffassung vertreten, dass keine
Ã�nderung bei der Feststellung der Behinderungen und ihrer Bewertung
vorgenommen werden kÃ¶nne, insbesondere seien die Voraussetzungen fÃ¼r
Merkzeichen aG nicht gegeben.

Im ErÃ¶rterungstermin am 16.08.2000 hat die KlÃ¤gerin einen Entlassungsbericht
der Justizvollzugsanstalt Regensburg vom 29.02.2000 vorgelegt, wonach sie vom
28. bis 29.02. inhaftiert war, weil sie nicht bereit gewesen sei, ein BuÃ�geld wegen
unberechtigten Parkens auf einem Behindertenparkplatz zu zahlen. Sie hat erklÃ¤rt,
sie benÃ¶tige die Parkerlaubnis in D â�¦ oder O â�¦ Sie begehre einen GdB von 100
sowie das Merkzeichen aG, weil sich ihr Herzleiden und ihre Probleme an den
FÃ¼Ã�en verschlimmert hÃ¤tten. Daraufhin hat der Senat ein Gutachten des
Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr.Z â�¦ vom 20.09.2000 eingeholt. Dieser ist
nach Untersuchung der KlÃ¤gerin zu dem Ergebnis gekommen, dass keinesfalls ein
hÃ¶herer GdB als 80 vorliege. Der Einzel-GdB von 50 fÃ¼r das Herzleiden sei eher
groÃ�zÃ¼gig; Zeichen einer Herzminderleistung hÃ¤tten nicht gefunden werden
kÃ¶nnen; die KlÃ¤gerin sei im EKG bis 50 Watt belastbar gewesen. Nach drei
Minuten habe der Test wegen Atemnot, die wohl auf Trainingsmangel beruhe,
abgebrochen werden mÃ¼ssen. Es seien leichtgradige Kniegelenksbeschwerden
(GdB 20) festgestellt worden; ein GdB von 40 fÃ¼r Knie- und HÃ¼ftgelenke sowie
FuÃ�heberschwÃ¤che erscheine groÃ�zÃ¼gig. Beide HÃ¼ftgelenke seien frei
beweglich; es sei lediglich von beginnenden AbnÃ¼tzungserscheinungen
auszugehen. Die FuÃ�heberschwÃ¤che kÃ¶nne nicht bestÃ¤tigt werden. Die GdB-
Werte von 30 fÃ¼r WirbelsÃ¤ulenbeschwerden und von 20 fÃ¼r eine
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FunktionsbeeintrÃ¤chtigung des Magens seien wohlwollend. Ein psychovegetatives
Syndrom sei mit einem GdB von 20 richtig bewertet. Die Behinderung "Diabetes
mellitus" sollte neu aufgenommen und mit GdB 40 bewertet werden. Ein hÃ¶herer
GdB als 80 stehe keinesfalls zu; das Merkzeichen aG sei nicht gerechtfertigt. Die
KlÃ¤gerin sei bei der BenÃ¼tzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel nicht regelmÃ¤Ã�ig
auf fremde Hilfe angewiesen. Mit Schriftsatz vom 24.10. hat die KlÃ¤gerin
eingewandt, der Gutachter habe das EKG nicht richtig durchgefÃ¼hrt; sie hat einen
Arztbrief der Internistin Dr.Fr â�¦ vom 30.10.2000 vorgelegt, wonach die KlÃ¤gerin
bei einem Belastungs-EKG bei 50 Watt fast kollabiert sei und ihr dringend geraten
worden sei, nochmals eine Herzkatheteruntersuchung durchfÃ¼hren zu lassen. In
einer nochmaligen versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme ist der Internist Dr.S â�¦
am 07.11.2000 zu dem Ergebnis gelangt, dass unter Zugrundelegung eines Einzel-
GdB von 40 fÃ¼r das Herzleiden sowie ebenfalls von 40 fÃ¼r die Zuckerkrankheit,
40 fÃ¼r die FunktionsbeeintrÃ¤chtigung im Bereich der Kniegelenke, der HÃ¼ften
und der FuÃ�heberschwÃ¤che links, 30 fÃ¼r die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der
WirbelsÃ¤ule, 20 im Bereich des Magens und 20 fÃ¼r das psychovegetative
Syndrom kein hÃ¶herer Gesamt-GdB als 80 angemessen sei. Es komme nur das
Merkzeichen G, nicht aG in Betracht. Mit ergÃ¤nzendem Schriftsatz vom 16.11. hat
der Beklagte die Auffassung vertreten, dass es dahinstehen kÃ¶nne, ob aufgrund
des Arztbriefes von Dr.Fr â�¦ ein Einzel-GdB von 50 fÃ¼r das Herzleiden
gerechtfertigt sei. In keinem Fall sei der Gesamtleidenszustand der KlÃ¤gerin mit
einem hÃ¶heren Gesamt-GdB als 80 zu bewerten.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 20.02.2001 hat die KlÃ¤gerin ihre Berufung
bezÃ¼glich der HÃ¶he des GdB zurÃ¼ckgenommen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Gerichtsbescheides
des Sozialgerichts Landshut vom 06.12.1999 sowie der Bescheide vom
15.03./29.07.1996 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 19.08.1996 zu
verurteilen, ihr das Merkzeichen "aG" zuzuerkennen.

Der BevollmÃ¤chtigte des Beklagten beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Landshut vom 06.12.1999
zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
Schwerbehindertenakten des Beklagten sowie die Akte des vorangegangenen
Streitverfahrens vor dem Sozialgericht Landshut (S 9 SB 622/96) sowie die
erledigten Klageakten des Sozialgerichts Landshut (S 2 Vs 234/91, S 11 Vs 85/89,
FdV, S 10 Kr 85/94, S 4 P 108/95, S 2 Ar 674/90, S 3 Ar 301/86, S 4 Ar 447/82, S 3 P
64/97); ferner die erledigte Berufungsakte des Bayer. Landessozialgerichts L 15 Vs
47/92. Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts im Berufungsverfahren wird auf die
SchriftsÃ¤tze der Beteiligten und den Inhalt der Berufungsakte nach Â§ 136 Abs.2
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist nach Â§ 4 Abs.6 SchwbG i.V.m. Â§ 143 SGG statthaft; das
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Rechtsmittel ist form- und fristgerecht eingelegt (Â§ 151 SGG) und damit insgesamt
zulÃ¤ssig. Es erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zu Recht die angefochtenen Bescheide des Beklagten
bestÃ¤tigt, soweit darin die Zuerkennung des Merkzeichens aG abgelehnt wurde.

Nach Â§ 48 Abs.1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung
aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei
seinem Eintritt vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Bei den
Feststellungsbescheiden nach dem SchwbG handelt es sich um Verwaltungsakte mit
Dauerwirkung (BSG SozR 3-1300 Â§ 48 Nr.57 und BSG SozR 1300 Â§ 48 Nr.13). Das
Merkzeichen aG steht Schwerbehinderten zu, die sich wegen der Schwere ihres
Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung
auÃ�erhalb ihres Kraftfahrzeugs bewegen kÃ¶nnen. Hierzu zÃ¤hlen
QuerschnittsgelÃ¤hmte, Doppelunter- und Doppeloberschenkelamputierte,
HÃ¼ftexartikulierte, einseitig Oberschenkelamputierte, die dauernd auÃ�erstande
sind, ein Kunstbein zu tragen oder nur eine Beckenkorbprothese tragen kÃ¶nnen
oder zugleich unterschenkel- oder armamputiert sind sowie andere
Schwerbehinderte, die dem vorstehend bezeichneten Personenkreis nach
medizinischer Erkenntnis gleichzustellen sind. Nach den "Anhaltspunkten fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz" (AP) 1996 Nr.31 letzter Absatz (Seite 168) kÃ¶nnen auch
Erkrankungen der inneren Organe, wie beispielsweise HerzschÃ¤den mit schweren
Dekompensationserscheinungen oder Ruheinsuffizienz eine Gleichstellung mit oben
genannten Behinderten mit SchÃ¤den an den unteren GliedmaÃ�en rechtfertigen.

Nach den durchgefÃ¼hrten Ermittlungen steht zwar fest, dass sich auf
internistischem Gebiet der Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin seit dem
Vergleichsbeschedid vom 29.05.1992 verschlechtert hat; einerseits erlitt die
KlÃ¤gerin nach dem Vorderwandinfarkt 1991 einen Hinterwandinfarkt im Jahr 1993
und musste im selben Jahr eine koronare Bypassoperation durchfÃ¼hren lassen.
Wegen einer Verschlechterung der Herzdurchblutung und einer erfolglosen
Dilatationsbehandlung war im Juni 1998 eine weitere zweifache Bypassoperation
erforderlich. ZusÃ¤tzlich leidet die KlÃ¤gerin seit 1993 an Diabetes mellitus; sie
musste deshalb neben der Einhaltung von DiÃ¤t bis Ende MÃ¤rz 1999 Sulfonyl-
Harnstofftabletten einnehmen; seit April 1999 sind Insulininjektionen erforderlich.
Trotz der ernsten koronaren DreigefÃ¤Ã�erkrankung der KlÃ¤gerin konnte sie
insbesondere bei den Untersuchungen der gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.F â�¦
und Dr.Z â�¦ im Rahmen des Belastungs-EKGs bis 50 Watt belastet werden, ohne
Hinweis darauf, dass eine weitere Belastung kardial ausgeschlossen gewesen
wÃ¤re. In Ã�bereinstimmung mit den AP 1996 Nr.26.9 ergibt sich fÃ¼r diese
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung des Herzens lediglich ein Einzel-GdB von 40. Selbst
wenn man davon ausginge, dass eine Ergometerbelastung mit 50 Watt nicht wegen
Trainingsmangels oder muskulÃ¤rer ErschÃ¶pfung, sondern unmittelbar wegen der
Herzerkrankung problematisch wÃ¤re, wÃ¼rde ein entsprechender Einzel-GdB von
50 noch nicht die Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen
Gehbehinderung erfÃ¼llen. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass bei der
KlÃ¤gerin bereits bei alltÃ¤glicher leichter Belastung, z.B. Treppensteigen bis zu
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einem Stockwerk, oder Ergometerbelastung mit 50 Watt wenigstens zwei Minuten
lang vorÃ¼bergehende schwere Dekompensationserscheinungen auftreten oder
gar eine LeistungsbeeintrÃ¤chtigung bereits in Ruhe vorliegt. Die bei der KlÃ¤gerin
ebenfalls bestehende Zuckerkrankheit hat keine unmittelbare Auswirkung auf die
GehfÃ¤higkeit. Die bei der KlÃ¤gerin im Ã�brigen vorliegenden Funktionsbeein-
trÃ¤chtigungen an den unteren GliedmaÃ�en, d.h. HÃ¼ftgelenken, Kniegelenken,
BeinverkÃ¼rzung links, FuÃ�heberschwÃ¤che links, UmbauverÃ¤nderungen im
Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule, sind weder einzeln noch insgesamt so
schwerwiegend, dass von einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung, wie sie z.B.
bei Doppelober- oder Doppelunterschenkelamputierten besteht, gesprochen werden
kann. Das Sozialgericht hat daher zu Recht die Bescheide des Beklagten bestÃ¤tigt,
in denen die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen aG abgelehnt wurden. Die
Berufung der KlÃ¤gerin war daher als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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